Sejeb - Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 20. —— 


(Nr. 8137.) Geſetz über das Grundbuchweſen in der Provinz Hannover, mit Ausſchluß — eee & , 
des Jadegebiets. Vom 28. Mai 1873. x V 
JE Aen fe 2 9 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. . 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monar 
für die Provinz Hannover, mit Ausſchluß des Jadegebiets, was folgt: 


. 1. 


Das Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der 
Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872., 
die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. und das Geſetz, betreffend die Stempel⸗ 
abgaben von gewiſſen, bei dem Grundbuchamte anzubringenden Anträgen, vom 
5. Mai 1872. werden in der Provinz Hannover eingeführt. 

Von dieſer Einführung bleiben fur die gemeinrechtlichen Bezirke und das 
Eichsfeld der $. 49. der Grundbuchordnung, für die ganze Provinz F. 72. des 
Geſetzes über den Eigenthumserwerb, die Së 73. 133. bis 141. 143. und der 
Koſtentarif der Grundbuchordnung ausgeſchloſſen. 


§. 2. 


Die in den . Geſetzen in Bezug genommenen geſetzlichen Vor⸗ 
Bu welche in der Provinz Hannover nicht gelten, bleiben außer An- 
wendung. 


hie, Ge KA 


3 e 
Unter den Prozeßvorſchriften, welche nach den eingeführten Geſetzen An⸗ 
wendung finden, ſind die Vorſchriften des in der Provinz Hannover geltenden 
Prozeßrechts zu verftehen. 
„Die Vorſchriften der bürgerlichen N vom 8. November 1850. 
über öffentliche Ladungen finden in Verbindung mit den $$. 103. bis 111. der 
Jahrgang 1873. (Nr. 8137) 39 Grund⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 19. Juni 1873. 
ER 
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Grundbuchordnung auf das Grundbuchweſen entſprechende Anwendung. Ein 
vollſtreckbares Erkenntniß iſt von dem Grundbuchamte einem rechtskräftigen gleich 
zu achten. 5 

Ueber das Geſuch auf Eintragung einer m ſowie über den An⸗ 
trag auf Vermerk eines Widerſpruches im Falle des $. 60. des Geſetzes über 
den Eigenthumserwerb ꝛc. vom 5. Mai 1872. ift von dem Prozeßrichter nach 
den Vorſchriften über das Verfahren im Arreſtprozeß zu entſcheiden. 


$. 4. 
Unter dem Gericht der belegenen Sache iſt das Amtsgericht zu verſtehen. 


$. 5. 

An die Stelle des F. 20. Abſatz 1. der $$. 22. 23. 24. der Grundbuch 
ordnung treten folgende Beſtimmungen: 

Das Grundbuchweſen gehört zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte. 

Jedes Amtsgericht bildet ein Grundbuchamt. 

Die Dienſtaufſicht und die Beſchwerdeführung wird durch die 
N geregelt, welche in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gelten. 

$. 6. 


Auf dem Titel des Grundbuchblattes oder Artikels iſt bei ländlichen Grund— 
ſtücken auch das Amt anzugeben. 

An Stelle des Landrathes iſt nach $. 57. der Grundbuchordnung die Be- 
nachrichtigung an den Kreishauptmann zu richten. 


$. 7. 


Im Falle des getheilten Eigenthums ift unter dem Eigenthümer und dem 
Eigenthum der Untereigenthümer und das Untereigenthum zu verſtehen. 


$. 8. 


Die beſtehenden Rechtsnormen, nach welchen die Theilung eines Bauer⸗ 
hofes, die Veräußerung einzelner Theile deſſelben, die Vereinigung eines Bauer⸗ 
14 5 mit anderen Grundſtücken, ingleichen die Rechtsnormen, nach welchen die 

zeräußerung oder Theilung von Bürgergütern (auch getheilten Laiſchaftsgrund⸗ 
ftüden in der Stadt Osnabrück) verboten oder an die Genehmigung einer Re⸗ 
giminal- oder Gerichtsbehörde gebunden find, werden, ſoweit fie von dem ſonſt 

eltenden Rechte abweichen, aufgehoben, und kann auf Grund derſelben eine 
Go ftattgehabte Veräußerung oder Uebertragung fortan nicht angefochten 
werden. 

Außerdem werden die für die ſogenannten Höfekontrakte (Hofübertragungs ⸗, 
Ehe, Abfindungs-, Altentheils-, Interümswirthſchafts-Kontrakte u. m.) beſtehen⸗ 

1 den 
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den beſonderen Rechtsnormen, nach welchen dieſelben zu ihrer Gültigkeit der 
Mitwirkung oder Genehmigung einer Behörde oder der öffentlichen Beurkundung 
bedürfen, aufgehoben, insbeſondere tritt das Geſetz vom 17. Juni 1857., die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Verwaltungsbehörden hinſichtlich der ſogenannten Höfekontrakte 
betreffend, außer Kraft. 

$. 9. 


Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Erſitzung eines entgegen- 
ſtehenden Rechts, noch durch Verjährung aufgehoben werden. d 

Die Klage auf rückſtändige Zinſen eingetragener Kapitalien verjährt in 
vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, 
in welchem die Zinſen fällig geworden ſind. 


F. 10. 


Die Beweiskraft von Schuldbekenntniſſen über ein Darlehn oder einen Braut⸗ 
ſchatz hängt nicht von dem Ablauf einer Zeit ab, wenn auf Grund der Urkunde 
eine Hypothek eingetragen iſt. 


§. 11. 


Die Beſtellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, ſowie im Lande 
En die Beſtellung einer Hypothek an beweglichen Sachen, iſt fortan 
unzuläſſig. 

Die Bewilligung der Eintragung einer Hypothek oder Grundſchuld gilt, 
wenn die Eintragung erfolgt ift, als eine Veräußerung im Sinne des $. 5. des 
Geſetzes vom 14. Dezember 1864. | 


$: 12, 


Der Eintragung bedürfen nicht die gemeinen Laſten. Zu denſelben ge- 
hören namentlich alle nach Geſetz oder Verfaſſung auf dem Grundſtück haftenden, 
aus dem Gemeinde-, Kreis- und Provinzialverbande, oder aus dem Kirchen-, 
Pfarr- und Schulverbande entſpringenden, oder an Kirchen, Pfarren und Schulen, 
oder an Kirchen-, Pfarr- und Schulbediente 8 entrichtenden, oder aus der Ver: 
pflichtung zu öffentlichen Wege, Wafler-, Deich und Uferbauten entſtandenen 
Abgaben und Leiſtungen, ferner die Beiträge, welche an Meliorationsgenoſſen⸗ 
ſchaften oder andere gemeinnützige, von der Staatsbehörde genehmigte Inſtitute, 
namentlich an Vereine behufs gemeinſchaftlicher Uebertragung der durch Brand, 
Hagelſchlag oder Viehfterben entſtandenen Schäden zu entrichten find. 


$. 13. 


Aus Privatteftamenten oder aus Erbverträgen, welche gültig ohne öffent- 
liche Urkunde errichtet ſind, können Eintragungen oder Löſchungen nur erfolgen, 
wenn entweder durch eine öffentliche Urkunde die Echtheit der Privaturkunde 
oder das Anerkenntniß des durch das Geſetz berufenen Erben nachgewieſen iſt, 
oder eine Beſcheinigung des Amtsgerichts, welchem der ra zuletzt für feine 

(Nr. 8137.) er» 


. 


GE WE 


12 5 unterworfen war, beigebracht wird, daß ſich nach erfolgter öffentlicher 
adung Niemand, der ein beſſeres Erbrecht in Anſpruch nimmt, gemeldet habe. 

In Betreff der Bekanntmachung, der Friſt und des Inhalts der öffent⸗ 
lichen Ladung kommen die Vorſchriften der bürgerlichen Prozeßordnung vom 
8. November 1850. $. 500. Abſatz 2. zur Anwendung. 


$. 14. 


In dem Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts werden die in der 
Grundbuchordnung erwähnten Obliegenheiten der Fideikommißbehörde von dem 
Gericht der belegenen Sache (§. 4.) wahrgenommen. 

In dem Geltungsbereich des gemeinen Rechts werden die $$. 52. 74. 
99. der Grundbuchordnung, ſoweit ſie ſich auf Familienfideikommiſſe beziehen, 
durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Die Eintragung der Familienfideikommiß⸗ oder Stammguts⸗ 
eigenſchaft erfolgt auf den Antrag des Eigenthümers oder eines Nach⸗ 
fanden fl. ſobald derſelbe nachweiſt, daß jene Eigenſchaft ent⸗ 
anden iſt. 

Familienfideikommiß⸗ oder Stammgutsnachfolger find als Eigen- 
thümer einzutragen, wenn fie ihr Nachfolgerecht durch eine Erbbe⸗ 
ſcheinigung des zuſtändigen Richters nachweiſen. N 

Die Löſchung der Familienfideikommiß⸗ oder Stammgutseigen⸗ 
ſchaft erfolgt auf den Antrag des Eigenthümers, ſobald derſelbe nachweiſt, 
daß jene Eigenſchaft erloſchen iſt. a 

Die Eintragung und Löſchung kann bei Erbſtammgütern nach 
Bremiſchem Ritterrecht auch auf Antrag des Präſidiums der Bremiſchen 
Ritterſchaft (§. 7. des revidirten Ritterrechts vom 19. April 1847.) 
erfolgen. 

6:18, 


Im Falle des $. 66. der Grundbuchordnung kommen die Vorſchriften der 
Verordnung vom 28. September 1867. $. 11. und des Geſetzes vom 3. April 
1869. zur Anwendung. 

$. 16. 


Ablöſungs⸗ und Allodifikationskapitalien und die zum Zweck der Ablöſung 
oder Allodifikation vorgeſtreckten Darlehne, ſofern ſie in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 16. September 1844. in die dritte Abtheilung des Grundbuchblattes oder 
Artikels eingetragen werden, genießen daſſelbe Vorrecht vor anderen Forderungen, 
welches dem abgelöſten Rechte ſelbſt zuſtand. f 

Daſſelbe gilt von den Ablöſungs- und Allodifikationsrenten, wenn ſie in 
das Grundbuch eingetragen werden. 


$. 17. 


In Betreff der Eintragung und Löſchung der Domainen-Amortiſations⸗ 
und Rentenbankrenten und des dieſen Renten zuſtehenden Vorzugsrechts bleibt 
es 
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es bei den Vorſchriften der Verordnung vom 28. September 1867. und des 
Geſetzes vom 3. April 1869. 


$. 18. 


Bei einer in Gemäßheit der $$. 16. 17. erfolgenden Eintragung iſt zu⸗ 
gleich das abgelöſte Recht im Grundbuch von Amtswegen koſtenfrei zu löſchen. 


$. 19. 


Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen, auf dem Grundſtück 
noch vorhandenen Früchte haften nicht den am Gruͤndſtück dinglich Berechtigten. 


$. 20. 


Das einer in der Provinz Hannover beſtehenden, vom Staate genehmigten 
Kreditanſtalt verpfändete Grundſtück haftet für die ſtatutenmäßigen Beiträge und 
ere EE des Schuldners, auch inſoweit dieſelben nicht Kapitals: 
abtrag ſind. 


$. 21, 


Das der Landeskreditanſtalt und den ritterfchaftlichen Kreditanſtalten der 
Provinz Hannover zuftehende Recht, die Ertheilung des Zuſchlags bei der Zwangs⸗ 
verfteigerung der ihnen zur Hypothek geſetzten Grundſtücke zu verweigern, wird 
aufrecht erhalten. 


F. 22. 


Die Schadenserſatzklage gegen die Grundbuchbeamten verjährt in drei 
Jahren, nachdem der Beſchädigte von dem Daſein und dem Urheber des 
Schadens Kenntniß erhalten hat. 

Sind ſeit dem Zeitpunkt der Beſchädigung dreißig Jahre verfloſſen, ſo 
kommt es auf den Zeitpunkt der erlangten Kenntniß nicht weiter an. 


F. 23. 


An die Stelle des $. 29. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb u. ſ. w. 
vom 5. Mai 1872. tritt folgende ira tag 

Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthümers und des Gläubigers 
in eine Grundſchuld umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweiten und 
dritten Abtheilung gleich und nacheingetragenen Berechtigten einwilligen, welche 
bis zu dem im F. 48. dieſes Geſetzes bezeichneten Tage eingetragen oder not, 
gemerkt ſind. 


$. 24. 


Für die Gebietötheile des gemeinen Rechts, mit Ausnahme der Altſtadt 
Be und für das Eichsfeld werden Grundbücher nach Vorſchrift der 
rundbuchordnung vom 5. Mai 1872. von Amtswegen unter Beachtung der 
nachfolgenden Vorſchriften (A8, 25—47.) angelegt. 
Gr. 8137) $. 25. 
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. 25. 


Die Grundbuchämter erhalten, ſobald die Grundſteuer⸗Vermeſſungsarbeiten 
bis zum Nachweiſe der Beſitzer und des Flächeninhalts der einzelnen Grund⸗ 
a GE find, Abſchrift des auf Grund dieſer Nachweiſe aufgeftellten 

urbuchs. 


$. 26. 


Sobald dem Grundbuchamt die Abſchrift des Flurbuchs zugeſtellt worden 
iſt, werden die Eigenthümer der einzelnen Grundſtücke behufs Anlegung des 
Grundbuchs vorgeladen. 

$. 27. 

Der als Eigenthümer Vorgeladene iſt verpflichtet, dem Grundbuchamte 

1) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen; 

2) den Rechtsgrund anzugeben, vermöge deſſen das Eigenthum auf ihn 

übergegangen ift; 

3) die darauf ſich beziehenden Urkunden oder andere Beweisſtücke vorzu⸗ 

legen und 


4) alle auf dem Grundſtück haftenden Beſchränkungen des Eigenthums, 
Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte und Hypotheken anzuzeigen. 
Das Grundbuchamt iſt verpflichtet, dem vom Eigenthümer benannten Be⸗ 
rechtigten Mittheilung von der geſchehenen Anzeige zu machen. 
Auch hat das Grundbuchamt den vom Eigenthümer nicht angezeigten Be⸗ 
rechtigten, deren Vorhandenſein ihm amtlich bekannt iſt, von der nicht erfolgten 
Anzeige ihrer Berechtigung Mittheilung zu machen. 


F. 28. 


Das Grundbuchamt kann die Befolgung der Ladung ($. 26.) und die Gr, 
füllung der den Geladenen im F. 27. auferlegten Verpflichtungen unter An⸗ 
drohung von Geldſtrafen bis funfzig Thaler erzwingen. 


$. 29. 


Zur Eintragung des Vorgeladenen als Eigenthümer genügt es, wenn er 


1) entweder nachweiſt, daß er nach bisherigem Rechte das Eigenthum er- 
worben hat, 
2) oder ſeinen Eigenthumsbeſitz durch ein Zeugniß des Gemeindevorſtandes 
beſcheinigt, 5 
3) oder durch Urkunden, eidesſtattlich abgegebene Verſicherungen von Zeugen 
oder ſonſt glaubhaft macht, daß er allein oder unter Hinzurechnung 5 
Ce 


— 0 — 


Weihen ſeiner Rechtsvorgänger das Grundſtück ſeit zehn Jahren un⸗ 
unterbrochen in Eigenthumsbeſitz gehabt hat. 


F. 30. 


Wer in dem Steuerbuch nicht als Eigenthümer verzeichnet iſt, gilt unter 
der Vorausſetzung des $. 29. als berechtigt, in dem Grundbuch als Eigenthümer 
eingetragen zu werden, wenn der in dem Steuerbuch Verzeichnete in einer öffent⸗ 
lichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde ſeine Einwilligung ertheilt hat, oder 
zur Ertheilung derſelben rechtskräftig verurtheilt worden iſt. 


$. 31. 


Die Eintragung des Eigenthümers und der angezeigten Belaſtungen er⸗ 
folgt nach Ablauf der im $. 32. vorgeſchriebenen Friſt, falls nicht entgegen⸗ 
ſtehende Anſprüche innerhalb dieſer Friſt angemeldet worden ſind. Iſt letzteres 
geſchehen, jo kommt die Beſtimmung des $. 39. zur Anwendung. . 


4 ep Ke A 
$. 32. SC 


a Banz Jag s.. 
Die nicht bereits nach $$. 26. und 27. vorgeladenen Perſonen, welche Ir Sen AE 
vermeinen, daß ihnen an einem Grundſtück das Eigenthum zuſtehe, ſowie dir” "`. bës 
jenigen Perſonen, welche vermeinen, daß ihnen an dem Grundſtück ein die Ber-r 7). e, 
Tügung über daſſelbe beſchränkendes Recht, oder eine Hypothek, oder irgend welche , S. A 


andere der Eintragung in dem Grundbuch bedürfende dingliche Rechte zuftehen, 
ehe- 5 58 


haben ihre Anſprüche innerhalb e „e een d'Bee. 
Tre beiden Grundbuchs artzt den —MHeber—die Anmeldung hat das. e ee, Dane a 
dem Anmeldenden auf Verlangen eine Beſcheinigung zu er. , V 
; „„ eee, A 
theilen. tegt, 
8. 83, e, C. d d 


Von der Verpflichtung zur Anmeldung find diejenigen Berechtigten frei;? eee, 24. 
welche der Egenthümer in Gemäßhelt des 9 27. Nr. 4. vor Ablauf d | 


er Aus: ., RR e nd da PAR 
ſchlußfriſt des $. 32, dem Grundbuchamt angemeldet hat. 5 2 


van en. 4 

d 34. an sn Anden Ins Ae dite 

Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet den Rechtsnach e rene, 
theil, daß er ſein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an dt EE | 
die Richtigkeit des Grundbuchs das Grundſtück erworben hat, nicht geltend 5 
machen kann, und daß er fein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, deren Rechte 2 Zehren ag, | 
innerhalb der Ausſchlußfriſt angemeldet und demnächft auch eingetragen find, | 
| 


verliert. 


$. 35. 
„Sobald die nach den $$. 26. 27. zu veranlaſſenden Vernehmungen und %-7-77 e 
Ermittelungen für beſtimmt der 7. . ien, e, 
(Nr, 8137.) Ki dien dete. Gun .. Emmen) Aaf Juſtiz See Fa ge, Aen ` 


DE 


deg A ZAC Së 


2 Aa DE de GET Kb an, äerer, Zi au 5; Se Ge Ki ebe äs E A de A,. Pan > 
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euer durch eine in der Geſetz-Sammlung zu veröffentlichende ügun 
en Tag, an welchem ang 
| Dhsrgesichtöberiek- beginnen ſoll. Klee te d ee deer. 
dh dan Ei es In, cr. Die Kron⸗Oberanwaltſchaft hat ſodann die $$. 32. bis 35. Abſatz 1. in- 
. E „ „nerhalb der Ausſchlußfriſt von vier zu vier Wochen durch das Amtsblatt und 
Wu zwei Zeitungen, von denen mindeſtens eine in der Provinz erſcheint, wört⸗ ` 
"är © lich mit Angabe des Tages, an welchem die Ausſchlußfriſt abläuft, bekannt zu 
. machen. 
ue Sede. N §. 36. | 


| EE Die Landeskreditanſtalt zu Hannover iſt verpflichtet, behufs Eintragung 

in dem Grundbuch innerhalb der Ausſchlußfriſt (F. 32.) diejenigen Schuldkapi⸗ | 

talien anzumelden, welche fie ausgeliehen hat. K 

Aeddi , d'Sr AE Die Anmeldung muß auf Grund der Schuldurkunde enthalten: den Namen 

) „ des Darlehnsempfängers, die Bezeichnung und Größenangabe des Grundbeſitzes, 

* e Höhe des ea e Datum vi Schuldurkunde und 8 die 
gu, Lie bi Angabe, wo die Hypothek in dem Hypothekenbuch eingetragen worden i 

| Er eg Bei denjenigen Kapitalien, welche auf Grund des $. 2. Nr. 1. der Statuten 

04 Ne. ( lehr 18. Juni 1842. => 5.1. 5 Verordnung u 26. . 1844. ausge⸗ 

e . e, liehen find, genügt die Vorlegung des urſprünglichen Kontrakts ſowie der neueſten 

er Ze Hebungsrolle. ' 


u E SH r er 
dy, E Sch E, 


Ie ZA fue, 


| . Fand Gef 
"eet . 37. N 
E aui. SES ne — e 4 7 4 f e 
. > Die Grundbuchämter haben über die Anmeldung der Landeskreditanſtalt 
geen me zu Hannover die jetzigen Eigenthümer der ihr verhafteten Grundſtücke zu ver⸗ 
i A eue, nehmen, und unter Beifügung eines Auszuges aus dem Flur⸗ oder Hypotheken- 
Sé 2. buch, in welchem außer dem Namen des zeitigen Eigenthümers und der Haus⸗ 
ie, ler Knee nummer die Bezeichnung, die Größe und das Steuerkapital feines jetzigen Grund⸗ 
37-34 e . beſitzes angegeben find, das Vernehmungsprotokoll der Landeskreditanſtalt mit⸗ 
utheilen. 
e nc ` Die letztere hat binnen einer zweimonatlichen, nöthigenfalls zu erſtreckenden 
St 77 26 e. Friſt dem Grundbuchamt anzuzeigen, in Betreff welcher Schuldkapitalien fie die 
| 2, bisherigen Verhandlungen für genügend oder weitere Ermittelungen für erfor⸗ 
er 7 Ueber derlich erachtet. i 
e, menue. Sie iſt berechtigt, die weiteren Ermittelungen bei dem Grundbuchamt zu bes 
SECH, ſowie die Vorlegung im Beſitz der Amtsgerichte befindlicher Akten zu 
eanſpruchen. 
Hen en e, Ergiebt das Ermittelungsverfahren, daß das der Landeskreditanſtalt ver⸗ 
. pfändete Objekt nicht oder nur mit unverhältnißmäßigen Schwierigkeiten nachzu⸗ 
0 * weiſen iſt, fo iſt die Anſtalt befugt, dem Schuldner das Kapital ganz oder theil- 
gu ee: ` Tei zur Rückzahlung zu kündigen. 
A Ken. Tr Am fN, Fee. Ze . 
. fen; iu, gu a m, Am Jet ge. Je lb wee, $. 38. 
een, e, Die bei der Anlegung des Grundbuchs für die Landeskreditanſtalt zu 
Hannover erfolgten Eintragungen ſind derſelben von dem Grundbuchamt bekannt 
zu 
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D machen. Die Bekanntmachung kann verzeichnißweiſe für den ganzen Bezirk 
es Grundbuchamts oder für Ortſchaften geſchehen und muß enthalten: den Na⸗ 
men des Eigenthümers, die Bezeichnung und Größenangabe des Grundſtücks, 
den Eintragungsvermerk und die der Hypothek der Landeskreditanſtalt im Range 
vorgeſetzten Anſprüche Dritter. 


§. 39. 


Vor der rechtskräftigen Entſcheidung über angemeldete ftreitige Eigenthums⸗ 
anſprüche oder das Eigenthum beſchränkende Rechte darf das Blatt für das 
Grundſtück im Grundbuch nicht angelegt oder das Grundſtück nicht in den Ar- 
tikel des Eigenthümers aufgenommen werden. 


$. 40. 


Die dinglichen Rechte werden mit der ihnen nach dem bisherigen Rechte 
zukommenden Rangordnung eingetragen. 5 


e 41. 
Den Hypothekengläubigern ſteht frei, unter Einreichung der alten Hypo⸗ 


thekenurkunden die Ausfertigung von Hypothekenbriefen in Gemäßheit des §. 122. 
der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. zu beantragen. 


$. 42. 


Bei der Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels kann für ein an⸗ 
gemeldetes Recht eine Vormerkung eingetragen werden: 


1) wenn die Entſtehung dieſes Rechts glaubhaft gemacht iſt, und entweder 
der Eigenthümer der Eintragung widerſpricht, oder die Rangordnung 
des Rechts beſtritten ift; 

2) wenn von dem Eigenthümer die Identität des Grundſtücks beſtritten 
wird, dieſelbe aber durch Urkunden oder eidesſtattliche Verſicherungen 
von Zeugen glaubhaft gemacht worden iſt. 


$. 43. 


Eigenthumsvorbehalte zur EN einer Forderung, welche vor dem Tage, 
an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, bedungen find, werden in dem Grund: 
buchblatte oder Artikel als Hypotheken eingetragen oder vorgemerkt. 


$. 44. 
‚Die Eintragung oder Vormerkung einer angemeldeten Hypothek kann nur 
auf eine beſtimmte Summe erfolgen. 
Kommt eine Einigung unter den Betheiligten über einen beftimmten einzu- 
tragenden Betrag nicht zu Stande, fo erfolgt deſſen Feſtſetzung durch den Prozeß⸗ 
Jahrgang 1873. (Nr. 8137.) 40 rich⸗ 
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richter. Inzwiſchen iſt eine Vormerkung auf den höchſten von dem Hypotheken⸗ 
gläubiger geforderten Betrag einzutragen. 


6. 45. 


Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemeldetes Recht getilgt ſei, ohne 
dies urkundlich nachweiſen zu können, ſo iſt das Recht einzutragen, zugleich aber 
in der Spalte „Veränderungen“ die behauptete Tilgung, wenn ſie glaubhaft ge⸗ 
macht iſt, vorzumerken. 


$. 46. 


In dem Geltungsbereich des Geſetzes über das Pfandrecht vom 14. Dezem⸗ 
ber 1864. ſind Hypotheken und Eigenthumsvorbehalte nur dann einzutragen oder 
vorzumerken, wenn fie in den bisherigen Hypothekenbüchern eingetragen oder vor- 
gemerkt ſind. 


$. 47. 


Die erfolgte Anlegung von Grundbuchblättern und Artikeln ift monatlich 
durch das Amtsblatt mit der Bezeichnung der Grundſtücke nach den Steuerbüchern 
und der Beſitzer durch das Grundbuchamt bekannt zu machen. 


$. 48. 


Mit dem eilften Tage nach dem Erſcheinen des Amtsblatts ($. 47.) kann 
die Veräußerung oder Belaſtung der betreffenden Grundſtücke nur in den Formen 
erfolgen, welche das Geſetz über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872. und 
die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. vorſchreiben. 


$. 49. 


Bis zu dem im H. 48. bezeichneten Tage werden die bisherigen Hypotheken⸗ 
bücher von den Grundbuchämtern, jedoch unter Beachtung der Vorſchriften der 
§F. 23. 24. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb u. ſ. w. vom 5. Mai 1872. 
und des $. 11. des gegenwärtigen Geſetzes fortgeführt. 

Zu dieſem Zweck find die Hypothekenbücher der Kirchſpielsgerichte des 
Landes Hadeln an das Grundbuchamt Otterndorf abzugeben. 

Diejenigen, welche in der Zeit vom Beginn der im $. 32. vorgeſchriebenen 
Friſt bis zu dem im $. 48. beſtimmten Tage das Eigenthum oder ein in dem 
Grundbuch einzutragendes dingliches Recht erworben haben, müſſen daſſelbe, 
falls die Anmeldung nicht bereits früher erfolgt iſt, bei Vermeidung des im 
§. 34. vorgeſchriebenen Rechtsnachtheils binnen vierzehn Tagen nach dem im 
$. 48. beſtimmten Tage anmelden. 

Die Eintragung der Verpfändungen der Seeſchiffe und der Flußſchiffe von 


mindeſtens fünf Laſt Tragfähigkeit erfolgt nach Maßgabe des §. 2. Nr 3., F. 11. 


an 2 din bee, des Geſetzes vom 14. Dezember 1864. in deſſen Geltungsbereich auch ferner in 


| den bisherigen othekenbüchern. 
11 Fig fren Kunze ni chene h 9 Hyp h ch 
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$. 50. 


Für den Bezirk der Altſtadt von Hannover gelten ſtatt der $$. 25. bis 
47. folgende Vorſchriften: 


1) die Spezialhypothekenbücher werden als Grundbücher weiter geführt 


2) bereits beſtehende, aber nicht eingetragene Eigenthumsbeſchränkungen 
und dingliche Rechte ſind von den Berechtigten innerhalb ſechs Monate 
von dem Tage, wo dieſes Geſetz in Kraft tritt, bei dem Grundbuchamt 
anzumelden 

die Aufforderung zu dieſer Anmeldung iſt innerhalb der Ausſchluß⸗ 
friſt von der Kronanwaltſchaft des Obergerichts zu Hannover in ent- 
ſprechender Anwendung des $. 35. dieſes Geſetzes öffentlich bekannt 
zu machen 

wer die Anmeldung unterläßt, erleidet den Rechtsnachtheil, daß er 
ſein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die 
Richtigkeit des Grundbuchs das Grundſtück erworben hat, nicht geltend 
machen kann, und ſein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, deren Rechte 
innerhalb der Ausſchlußfriſt angemeldet und demnächſt auch eingetragen 
find, verliert; 


3) die angemeldeten Rechte werden, je nachdem ſie von dem Eigenthümer 
anerkannt werden oder nicht, in dem Grundbuch eingetragen oder gemäß 
des A 42. vorgemerkt; 


4) die eingetragenen oder vorgemerkten Rechte erhalten die Wirkung, 
welche ihnen zugekommen fein würde, falls fie ſchon zur Zeit ihrer (Gut, 
ſtehung eingetragen oder vorgemerkt wären; 


5) die bis zum Ablauf der Ausſchlußfriſt eingetragenen oder vorgemerkten 
Hypotheken und Eigenthumsvorbehalte gelten als Hypotheken im Sinne 
des Geſetzes über den Eigenthumserwerb ꝛc. vom 5. Mai 1872. 


6) die Vorſchrift des $. 45. des gegenwärtigen Geſetzes findet auch in dem 
Bezirk der Altſtadt von Hannover Anwendung. 


$. 51. 


Bei Anlegung der Grundbuchblätter für die bereits beſtehenden verliehenen 
Bergwerke finden die $$. 25. bis 47. entſprechende Anwendung. 

An die Stelle der Abſchrift der Grund» und Gebäudeſteuerbücher treten 
dabei die von dem Oberbergamt zu liefernden Verzeichniſſe der Bergwerke und 
ihrer Beſitzer. 

Auf diejenigen Bergwerke, welche nach dem Tage, an welchem dieſes 
Geſetz in Kraft tritt, verliehen werden, ſind das Geſetz über den Eigenthums⸗ 
erwerb vom 5. Mai 1872. und die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. ſo⸗ 
ort anzuwenden. 

(Nr. 8137.) 40* $. 52, 
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In denjenigen Gebietstheilen der Provinz, in denen bereits Hypotheken⸗ 
bücher nach Vorſchrift der Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783. angelegt 
ſind, erfolgt ihre Zurückführung auf den Inhalt der Grund⸗ und Gebäude⸗ 
. ſobald die Grundbuchämter die Abſchriften der Flurbücher erhalten 
aben. 

Die Beſtimmungen des §. 50. unter Nr. 2. gelten auch hier mit der 
Maßgabe, daß die e zur Anmeldung von der Kron⸗Oberanwaltſchaft 
zu erlaſſen iſt. 


$. 53. 
In Oſtfriesland und dem Harlinger Lande bleiben in Kraft: 


1) in Betreff derjenigen Poſten, deren Erneuerung während der Zeit der 
Franzöſiſchen Fremdherrſchaft unterblieben ift, die Beſtimmung des $. 18. 
der Verordnung wegen e des Hypothekenweſens in Oſtfriesland 
vom 29. September 1817., 


das Geſetz vom 29. Oktober 1848., die Berichtigung des Beſttztitels 
von Grundſtücken durch Ediktalladungen betreffend, für diejenigen Fälle, 
in welchen das Eigenthum des Grundſtücks vor dem Zeitpunkt, wo die 
Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. in Kraft tritt, ohne Eintragung 
erworben iſt. 


2 


— 


$. 54. 


Die Vorſchrift des $. 1. Abſatz 2. des Geſetzes vom 26. Mai 1845., 
das e in der Niedergrafſchaft Lingen dc. betreffend, wird out, 
gehoben. a 


$. 55. 


Sind für einen beſtimmten Ort oder für einzelne Grundſtücke in Op. 
friesland und dem Harlinger Lande, ſowie in der Niedergrafſchaft Lingen und 
den ehemals Münſterſchen Ortſchaften Hypothekenbücher bisher nicht angelegt 
worden, ſo kommen die für dieſe Landestheile bisher gültig geweſenen Vorſchriften 
mit der Maßgabe zur Anwendung, daß die neuen Grundbücher nach der in der 
Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. angeordneten Form und Einrichtung 
anzulegen ſind. 


$. 56. 
Die Koſten für die Bearbeitung der Grundbuchſachen werden nach dem 
beigefügten Tarif erhoben. 
§. 57. ö 
Die Verhandlungen, welche zur Eintragung der bisher erworbenen, recht, 


zeitig angemeldeten Hypotheken- und Realrechte in dem neu anzulegenden Grund: 
buch erforderlich ſind, ſind koſten⸗ und ſtempelfrei. SS 
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$. 58. 


Das Geſetz vom 16. Dezember 1843., betreffend die in einigen Provinzen 
des Königreichs wegen Anmeldung, Eintragung oder Beſtätigung von Kontrakten 
beſtehenden Vorſchriften, die Geſetze vom 9. November 1858. und vom 17. Sep⸗ 
tember 1862., ſowie $. 23. der Notariatsordnung vom 18. September 1853. 
treten mit dem 0 Tage nach der Bekanntmachung über die Anlegung des 
ee ee oder Artikels (§. 47.) für die betreffenden Grundſtücke außer 

raft. 


$. 59. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1873. in Kraft. | 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 28. Mai 1873. 
(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 


(Nr. 8137.) a Koſten⸗ 


. 
Koſtentarif. 


Erſter Abſchnitt. 


Fur die Bearbeitung der Grundbuchſachen in der Provinz Hannover, mit Aus⸗ 
ſchluß des Jadegebiets, werden folgende Koſten erhoben: 


. 1. 


A. 1. Für die Entgegennahme der Auflaſſungserklärung und für die Eintra- 
gung des Eigenthümers, die gleichzeitig beantragte Eintragung des Er- 
werbsgrundes und des Erwerbspreiſes, der Schätzung des Werthes nach 
einer öffentlichen Taxe und bei Gebäuden der Feuerverſicherungsſumme, 
einſchließlich der dabei vorkommenden Nebengeſchäfte: 


a) von dem Betrage bis 200 Thlr. von je 25 Thlrn.. . . 74 Sgr. 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. von je 100 Thlrn. 7% >» 
e) von dem Mehrbetrage von je 500 Thlrn——uͤ—- 73 >» 


2. Für die nachträgliche Eintragung des Miteigenthums eines Ehegatten 
an den von dem anderen Ehegatten in die eheliche Gütergemeinſchaft 
eingebrachten Grundſtücken und für die dabei bewirkte Uebertragung der 
Liegenſchaften der Ehefrau auf den Artikel des Ehemannes, für die Ein⸗ 
tragung des Miteigenthums der Kinder, im Falle mit ihnen nach dem 
Tode des einen Ehegatten von dem überlebenden die Gütergemeinſchaft 
fortgeſetzt wird, oder des Miteigenthums der geſetzlichen Erben ſolcher 
Kinder; ingleichen für die Umſchreibung der Grundſtücke, welche einem 

eſchiedenen Ehegatten bei der Auseinanderſetzung wegen des gütergemein⸗ 

ſchaſtlichen Vermögens überwieſen worden ſind, auf den Namen deſſel⸗ 
ben: die Hälfte der vorſtehenden Sätze, jedoch nicht unter 5 Sgr. und 
nicht über 3 Thlr. | 


3. Die Koſten unter 1. und 2. werden nach dem Werthe eines jeden 
Grundſtücks, beziehungsweiſe nach der Summe der Werthe mehrerer 
Grundſtücke berechnet, für welche ein beſonderes Grundbuchblatt beſteht 
($$. 1. 5. und 13. der Grundbuchordnung). 

Es kommen jedoch die Beſtimmungen unter Nr. 4. zur Anwen⸗ 
dung, wenn gemäß der Vorſchriften in $$. 1. und 13. der Grundbuch⸗ 
ordnung für mehrere auf verſchiedenen Grundbuchblättern verzeichnete 
Grundſtücke ein gemeinſchaftliches Blatt oder gemäß $$. 15. und 16. 
a. a. O. ein Artikel angelegt werden kann, vorausgeſetzt, daß eine et, 
folgloſe Aufforderung, die Vereinigung zu beantragen, an den Eigen⸗ 
thümer noch nicht gerichtet iſt. 

4) Bei 
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4. Bei der Führung des Grundbuchs nach den Artikeln ($. 15. der Grund⸗ 


5. 


buchordnung) werden die Koſten Nr. 1. und 2. nach der Summe der 
Werthe derjenigen Grundſtücke berechnet, welche auf Grund Einer Auf⸗ 
laſſung auf ein und denſelben Artikel des Erwerbers eingetragen werden, 
ern ob die mit dieſer Eintragung in Verbindung ftehende Abfchrei- 
ung bei Einem oder mehreren Artikeln ſtattfindet. 


Im Fall des F. 59. der Grundbuchordnung find die Sätze unter A. 
Nr. 1. zu erheben. 
$. 2. 


Für jede endgültige Eintragung in der 2. oder 3. Abtheilung und alle 
dabei vorkommenden Nebengeſchäfte: 


a) von dem Betrage bis 200 Thlr. von je 25 Thlrn. . .. 4 Sgr. 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. von je 100 Thlrn. 5 „ 
e) von dem Mehrbetrage von je 500 "bim... d ep 


3 


C. 1. Für die Eintragung von Veränderungen aller Art, Vormerkungen und 


Verfügungsbeſchränkungen: die Hälfte der Sätze des $. 2. (B.), jedoch 
nicht unter 5 Sgr. 

Die gemäß F. 5. Abſatz 4. der Grundbuchordnung bewirkte Schlie⸗ 
ßung eines für Zubehörſtücke beſtehenden beſonderen Grundbuchblattes 
erfolgt koſtenfrei. e 


Für die in Antrag gebrachte Eintragung von Vermerken, welche unter 


keine der vorſtehend ($$. 1. 2. 3. Nr. 1. getroffenen Beſtimmungen 
fallen, auch nicht die bloße Vervollſtändigung des Titels eines Grund- 
buchblattes „ beziehungsweiſe der zur näheren Bezeichnung eines Grund— 
ſtücks dienenden, in die Abtheilung I. Spalte 1. bis 7. des Grundbuch⸗ 
artikels gehörigen Angaben bezwecken, inſonderheit für die Einſchreibung 
der Vermerke, welche durch die ohne Veränderung des Eigenthümers 
ſtattfindende Theilung von Grundſtücken veranlaßt werden, für die (in, 
tragung des Schätzungswerths der Feuerverſicherungsſumme und für 
die Einſchreibung des Erwerbsgrundes oder des Erwerbspreiſes, ſoweit 
die in $. 1. Nr. 1. bezeichnete Vorausſetzung nicht zutrifft: die Hälfte 
der Süße zu B,, jedoch nicht unter 5 Sgr. und nicht über 3 Thlr. 


b. 4. 


„Wenn die Eintragung derſelben Poſt in der 2. oder 3. Abtheilung bei 


mehreren auf verſchiedenen Grundbuchblättern oder Artikeln verzeichneten 
Grundſtücken gleichzeitig oder nachträglich, oder bei mehreren, auf ein 
und demſelben Grundbuchblatt oder Artikel verzeichneten Grundſtücken 
nachträglich beantragt iſt, ſo wird für jede folgende 1 die 
Hä 


(Nr. 8137.) lfte 


. 
Hälfte der Sätze B. oder C. ($$. 2. und 3.) erhoben, jedoch nicht unter 
5 Sgr. und nicht über 3 Thlr. Dabei iſt, wenn der Werth der Grund— 
ſtücke, auf welche die weitere Eintragung erfolgt, geringer iſt, als der 
ach einzutragenden Poſt, nur jener als Maßſtab für den Koſtenanſatz anzu⸗ 
nehmen. 

Im Falle die Eintragung derſelben Poſt bei mehreren, auf ver⸗ 
ſchiedenen Grundbuchblättern verzeichneten Grundſtücken gleichzeitig be⸗ 
antragt worden iſt, kommt die nachſtehend unter Nr. 2. getroffene Be⸗ 
ſtimmung zur Anwendung, wenn die im F. 1. Nr. 3. Abf. 2. bezeichneten 
Vorausſetzungen vorhanden ſind. 


Wird bei mehreren auf einem Grundbuchblatt oder Artikel verzeichneten 


Grundſtücken die Eintragung derſelben Poſt gleichzeitig beantragt, ſo ſind 
die Eintragungskoſten dafür nur einmal zu fordern. 


§. 5. 
Für jede Löſchung, und alle dabei vorkommenden Nebengeſchäfte: 
die Hälfte der für die Eintragung zu $$. 2. und 3. beſtimmten Sätze. 
Die Grundſätze des $. 4. finden auch bei Löſchungen und bei der 
Entlaſſung einzelner Grundſtücke aus der Mithaft Anwendung. 


. 


Für die Ertheilung des Hypotheken- oder Grundſchuldbriefs, für die 


. beglaubigten Abſchrift des . Grundbuch⸗ 
blattes oder Artikels: zwei Drittheil der Sätze zu B., jedoch nicht unter 
5 Sgr. und nicht über 3 Thlr. 


Für die Erneuerung eines Grundſchuldbriefs und die dabei vorkommen⸗ 


den Neben eſchäfte, ingleichen für die Ausfertigung eines Grundfchuld- 


briefs an Stelle der nach den älteren Vorſchriften ertheilten Hypotheken⸗ 
Dokumente oder eines Hypothekenbriefs: die Hälfte der Sätze ad F. 
Nr. 1., jedoch nicht unter 3 Sgr. 


. Für die Ausfertigung einer beglaubigten Abſchrift des Titels und der 


erſten Abtheilung des Grundbuchblatts, bezw. Grundbuchartikels: die 
Hälfte des Satzes zu B., jedoch nicht unter 3 Sgr. und nicht über 
1 Thlr. 15 1 f N 

Für die Ertheilung eines Zinsquittungsbogens zu einer Grundſchuld 
und für jede Erneuerung eines ſolchen: ein Viertheil der Sätze zu B., 


jedoch nicht unter 3 Sgr. 


a 
— 


§. 7. 


Für jede einzelne Benachrichtigung eines dinglich Berechtigten von einer 


erfolgten Eigenthumsveränderung: 5 Sgr., wenn der Werth des Sing, 
lichen Rechts und auch der des Grundſtücks den Betrag von 50 Thlrn. 


überſteigt. 
Die 
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Die bei der Eintragung des Eigenthümers ſtattfindende Benach⸗ 
richtigung des bisherigen Eigenthümers und der Grundſteuerbehörde, und 
die im Falle von Abzweigungen an Behörden zu richtenden Benachrich— 
tigungen, ingleichen die gemäß a 121. 122. 123. der Grundbuch⸗ 
ordnung ergehenden Benachrichtigungen unterliegen keinem beſonderen 
Koſtenſatze. 


Wenn Urkunden, deren Vorlegung zur Erwirkung von Einſchreibungen 


nothwendig war, von den Betheiligten ohne Uebergabe einer für die 
Grundakten beſtimmten Abſchrift zurückgefordert werden, ſo ſind für jeden 
Bogen der auf Anordnung des Grundbuchrichters zu fertigenden Ab- 
ſchrift 5 Sgr. zu entrichten. Die Beglaubigung der von den Betheilig⸗ 
ten überreichten Abſchriften erfolgt toſtenfrel 


§. 8. 


„Beträgt bei den vorſtehend ($$. 1. bis 7.) bezeichneten Geſchäften der 


Werth des Objekts nicht mehr als 5 Thlr., ſo ſind im Ganzen nur 
5 Sgr. Koſten in Anſatz zu bringen. 


` Sir Aufnahme von mündlichen Anträgen, welche den Eintragungen oder 


öſchungen im Grundbuche als Grundlage dienen ($. 32. der Grund: 
erheben oder für die gerichtliche Beglaubigung ſolcher Anträge ſind 
zu erheben: 


bei einem Werthe des Gegenſtandes bis zu 200 Thlr. von je 
TEE Eege es 24 Sgr., 


von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. von je 200 Thlen. 22 
von dem Mehrbetrage bis 20,000 Thlr. von je 1000 Thlrn. 23 
und bei Werthen über 20,000 Thlr. zuſätzlich noch 1 Thlr. 


Dieſe Gebühr haben auch die Notare für die beſondere Aufnahme 
oder Beglaubigung von Anträgen der bezeichneten Art zu beziehen, jedoch 
mit der Maßgabe, daß die letzteren mindeſtens 15 Sgr. in Anſatz brin⸗ 
gen können. 


Der Werth der Grundſtücke iſt inſoweit, als derſelbe bei der Berech— 


nung der vorſtehenden Koſtenſätze in Betracht kommt, nach den Anord— 
nungen zu berechnen, welche in den Geſetzen über die Erhebung der 
Stempelabgabe in Beziehung auf die Werthsbeſtimmung enthalten ſind 
In den Fällen, wo die von den Intereſſenten gemachte Werthsangabe 
für unzulänglich erachtet wird, iſt die behufs Berechnung der Stempel 
abgabe getroffene Werthsfeſtſetzung auch bei dem Anſatze der Gerichts- 
toſten maßgebend. Bei Eintragung einer nachträglich bewilligten Gr, 
höhung des Zinsfußes erfolgt die Berechnung der Koſten nach dem 
Fünffachen der danach eintretenden Erhöhung des vom Schuldner zu 
entrichtenden jährlichen Zinſenbetrages. 


Jahrgang 1873. (Nr. 8137.) Al §. 9. 


S 3 
g. 9. 


J. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch Anwendung auf die bei 
der Führung des Berggegenbuches vorkommenden Geſchäfte. Dabei 
wird jedoch der Koſtenſatz A. Nr. 1. ($. 1.) nur zur l erhoben, 
wenn die anderweite Eintragung eines Eigenthümers durch die Konſoli⸗ 
dation mehrerer Zechen, welche bis dahin verſchiedenen Eigenthümern 
(Gewerkſchaften) angehörten, veranlaßt wird. | 


$. 10. 


K. Die Zurückführung bereits angelegter Grundbuchblätter auf die Grund⸗ 
und Gebäudeſteuerbücher erfolgt koſtenfrei; daſſelbe gilt von denjenigen 
Geſchäften, welche durch den Uebergang eines Grundbuchblattes in den 
Bezirk eines andern Grundbuchamts gemäß $. 27. der Grundbuchordnung 
veranlaßt werden. 


E 


gs. 


L. Wenn für einen einzelnen Ort überhaupt oder für einzelne Grundſtücke 
noch keine Bücher angelegt ſind, ſo werden für die erſte Anlegung eines 
jeden Grundbuchblattes oder Artikels und für das ganze Verfahren, 
welches bei dem Grundbuchamt zu dieſem Zwecke ſtattfindet, nach der 
Summe der Werthe der auf dem Grundbuchblatt oder Artikel verzeichneten 
Grundſtücke erhoben: 


1) bei Objekten bis 25 Thlr. 5 Sgr., 
2) bei Objekten über 25 Thlr. bis 200 "ht... 10 
3) bei Objekten über 200 Thlr. bis 1000 Thlr. ........ 15 
4) bei Objekten über 1000 Thlr. bis 5000 Thlr. 1 Thlr. — 
5) bei Objekten über 5000 Thlr. bis 20,000 Thlr. 2. — 
6) bei Objekten über 20,000 Thl een „ 


Zweiter Abſchnitt. 


$. 12. 


Die Berechnung der Koſten nach den Sätzen des Tarifs erfolgt dergeſtalt, 
daß die vollen SCH welche für Beträge von 25, 100, 500 Thalern u. ſ. w. 
beſtimmt ſind, auch für die nur angefangenen Beträge entrichtet werden. 

Die Erhebung der Koſten erfolgt in Thalern und Silbergroſchen. Ueber⸗ 
ſchießende Pfennige werden, wenn ſie Unter einem halben Silbergroſchen betragen, 
nicht in Rechnung geſtellt, betragen fie einen halben Silbergroͤſchen und mehr, 
ſo wird ein voller Silbergroſchen erhoben. 

$. 13. 


— 1 


$. 13. 


Neben den nach dieſem Tarif zu erhebenden Koſtenſätzen find weder Schreib- 
gebühren, noch Gebühren oder Porto für die Zuſtellungen oder Behändigungen, 
noch Gebühren für einfache auf Anfrage ergehende Beſcheide, die wegen Beſeiti⸗ 
gung vorläufiger Anſtände erden Zwiſchenverfügungen und für die Abhal⸗ 
tung von Terminen in Grundbuchſachen zu entrichten. 

Ebenſo werden für die Aufforderung des Eigenthümers, ſeinen Namen bei 
einem Grundſtücke eintragen ie laſſen, und für die Feſtſetzung der dabei auf den 
Fall der Nichtbefolgung angedrohten Geldſtrafe keine Gebühren entrichtet. Für 
die nach erfolgloſer Feſtſetzung der Geldſtrafe eintretende Zwangsvollſtreckung 
gelten die in der Gebührentage für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten vom 8. November 
1850, enthaltenen Beſtimmungen. 

Es werden ferner nach Maßgabe der bisherigen Beſtimmungen beſonders 
erhoben: die Gebühren für die Aufnahme oder Beglaubigung von Urkunden über 
Rechtsgeſchäfte, für Beſcheide auf unbegründete Geſuche oder Beſchwerden, für 
vereitelte Termine und für etwa vorkommende Kalkulaturgeſchäfte, ferner die bei 
Abhaltung von Lokalterminen erwachſenden Diäten und Reiſekoſten der Beamten, 
ingleichen die den Sachverſtändigen in Fällen ihrer Zuziehung zu gewährenden 
Vergütigungen. ge 


Bei den Geſchäften, für welche die vorſtehenden Tarifſätze zur Erhebung 
kommen, wird eine Stempelabgabe nur inſoweit entrichtet, als dieſelbe unter den 
in dem Geſetze vom 5. Mai 1872. bezeichneten Vorausſetzungen auf den Auf⸗ 
laſſungserklärungen, beziehungsweiſe auf den den Einſchreibungen beim Grund⸗ 
buche zum Grunde liegenden Anträgen ruht, oder nach der Allerhöchſten Ver- 
ordnung vom 19. Juli 1867. von den Urkunden über diejenigen Rechtsgeſchäfte 
zu entrichten iſt, welche zu ſolchen Erklärungen oder Anträgen Veranlaſſung 
geben. Alle ſonſtigen Geſuchs-, Protokolls und Ausfertigungsſtempel bleiben 
außer Anſatz. Durch die vorſtehenden Tarifſätze (es, 1— 11.) werden zugleich 
die in Hypothekenſachen auf Grund der in Kraft gebliebenen Beſtimmungen des 
Stempelgeſetzes vom 30. Januar 1859. zu erhebenden Stempelabgaben gedeckt 
($$. 1. 2. des Geſetzes vom 24. Februar 1869., Geſetz„Samml. S. 366.). 


$. 15. 


In Beziehung auf die Verpflichtung der Parteien zur SEN der Koſten, 
zur Zahlung von Koſtenvorſchüſſen, in Anſehung des Anſpruchs derſelben auf 
Koſtenſtundung, auf gänzliche oder theilweiſe Koſtenbefreiung, ingleichen hinſicht⸗ 
lich der Erledigung der Beſchwerden über den Anſatz, über verweigerte Stundung 
oder Niederſchlagung der Koſten kommen die Vorſchriften zur Anwendung, welche 
in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten. 


$. 16. 


„ Inſoweit nach den vorftehenden Beſtimmungen Schreib- und Zuſtellungs⸗ 
gebühren von den Betheiligten nicht zu entrichten ſind, werden SC eg den 
(Nr. 8137) Des 
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Bezug ſolcher Gebühren 5 Beamten aus der Staatskaſſe ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Eingang des Koſten⸗Pauſchquantums vergütigt: 
1) an Schreibgebühren: 

e . HEN 24 Sgr., 
dabei werden 96 Zeilen Schrift, die Zeile zu 12 Silben gerechnet, 
einem Bogen Schreibwerk gleichgeachtet und nur angefangene 
Bogen, ingleichen Schriftſtücke von geringerem Umfange als einem 
Bogen, wie volle Bogen vergütigt; 

2) für die Vornahme von Behändigungen oder Zuſtellungen .. . 23 Sgr. 

Dieſe Gebühr wird um 2 Sgr. erhöht, wenn die Zuſtellung an 

die Partei außerhalb des Ortes, wo das Grundbuchamt ſeinen Sitz 
hat, bewirkt werden muß. 


Rebigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


